
kritisch Stellung. Diese Analysen und anderen Ein­
schätzungen der Senate sind jedoch lediglich auf die 
Tätigkeit der Kreis- bzw. Stadtbezirksgerichte gerich­
tet, schätzen aber nicht oder zu wenig die anleitende 
Tätigkeit der Rechtsmittelstrafsenate auf diesem wich­
tigen Gebiet ein.
5.4. Bei einer Reihe von Kreisgerichten wird die 
Qualifizierung der richterlichen Tätigkeit zur differen­
zierten und effektiven Mitwirkung der gesellschaft­
lichen Kräfte im Strafverfahren regelmäßig beurteilt. 
In den Dienstbesprechungen erfolgt an Hand der Ein­
schätzung der Rechtsprechung (z. B. bei der Vorberei­
tung auf Plenartagungen) eine kritische Auseinander­
setzung im Richterkollektiv über die Ergebnisse der 
Arbeit auf diesem Gebiet, und es werden konkrete 
Hinweise zur Überwindung von Mängeln gegeben. Die 
Einschätzungen umfassen auch die Maßnahmen zur 
Vorbereitung der gesellschaftlichen Kräfte auf die 
Hauptverhandlung. Zutreffend wird Kritik an der zum 
Teil unkritischen Haltung der Gerichte gegenüber un­
genügenden Ermittlungsergebnissen geübt.
5.5. Die Bezirksgerichte haben erkannt, daß eine 
effektive und differenzierte Mitwirkung der gesell­
schaftlichen Kräfte im Strafverfahren nur durch die 
Qualifizierung der Arbeitsweise aller Rechtspflegeor­
gane im Rahmen der sozialistischen Gemeinschafts­
arbeit erreicht werden kann. So haben z. B. in Berlin 
Vertreter des Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin, 
des Stadtgerichts und des Präsidiums der Volkspolizei 
bereits 1969 und 1970 in mehreren Stadtbezirken ge­

meinsame Untersuchungen über den Stand der Mitwir­
kung gesellschaftlicher Kräfte im Strafverfahren 
durchgeführt, in deren Ergebnis für alle Rechtspflege­
organe unter strikter Wahrung ihrer Eigenverantwor­
tung konkrete Schlußfolgerungen zur Verbesserung der 
Arbeit gezogen wurden.
Das Verantwortungsbewußtsein, alle Anstrengungen zu 
unternehmen, um Maßnahmen und Festlegungen im 
jeweiligen Bereich auch zu verwirklichen, ist jedoch 
noch unterschiedlich entwickelt. Insgesamt vollzieht 
sich der Prozeß der Umsetzung noch zu langsam.
5.6. Mehrere Kreisgerichte haben Erfahrungsaus­
tausche mit gesellschaftlichen Kräften durchgeführt, 
die an Strafverfahren als Beauftragte von Kollektiven 
teilgenommen haben. Die Praxis zeigt, daß dadurch 
Erkenntnisse für die Qualifizierung der gerichtlichen 
Tätigkeit und für die Vorbereitung der gesellschaft­
lichen Kräfte durch die anderen Rechtspflegeorgane 
gewonnen werden können. Solche Beratungen dürfen 
jedoch nicht als Ersatz für eine Kontrolle nach den 
Bestimmungen des 8. Kapitels der StPO, der 1. DB zur 
StPO, der Gemeinsamen Anweisung des Präsidenten 
des Obersten Gerichts und des Ministers der Justiz zur 
Arbeitsweise der Gerichte bei der Durchsetzung ge­
richtlicher Entscheidungen in Strafsachen vom 25. Juni 
1968 i. d. F. der Gemeinsamen Anweisung Nr. 2 vom 
17. März 1969/8/ und nach den Materialien der 25. Ple­
nartagung des Obersten Gerichts angesehen werden.

/8/ Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums der 
Justiz 1969, Heft 5/6, S. 16.
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Einige Aufgaben der Gerichte im Zusammenhang mit der Mitwirkung 
gesellschaftlicher Kräfte im Strafverfahren

Der nachstehende Beitrag ist ein Auszug aus dem 
einleitenden Referat, das Oberrichter Dr. Biebl zur 
Begründung des Berichts des Präsidiums „Zu Pro­
blemen der Verwirklichung der sozialistischen De­
mokratie durch die Mitwirkung der Bürger im ge­
richtlichen Hauptverfahren“ auf der 29. Plenartagung 
am 16. Dezember 1970 vorgetragen hat.

D. Red.

Die Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Sy­
stems des Sozialismus ist mit einer bedeutsamen qua­
litativen und quantitativen Entwicklung der sozialisti­
schen Demokratie verbunden. „Die schöpferische Mit­
wirkung der Werktätigen an der Leitung des Staates, 
der Gesellschaft, der Wirtschaft, der Kultur usw. ist 
ein entscheidender Faktor der Überlegenheit des So­
zialismus, seiner Lebenskraft und seines kontinuier­
lichen Wachstums.“/1/
Die Einbeziehung der Bürger und ihrer Gemeinschaf­
ten in die Rechtspflege ist Bestandteil des Rechts auf 
Mitbestimmung und Mitgestaltung der sozialistischen 
Gesellschaft und ihres Staates und eine entscheidende 
Garantie der sozialistischen Gesetzlichkeit. Die aktive 
Mitwirkung der Werktätigen an der Rechtspflege trägt 
wesentlich dazu bei, den Prozeß der Festigung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit und der Herausbildung so­
zialistischer Verhaltensweisen in allen gesellschaft­
lichen Bereichen zu fördern. Entscheidende Triebkraft 
dieses Prozesses ist die objektiv im Wesen der sozia­
listischen Gesellschaft begründete Gemeinsamkeit der

/1/ Sorgenicht, „Aktuelle Probleme des sozialistischen Staa­
tes in der DDR“, NJ 1969 S. 289 ff. (293).

Interessen und der Verantwortung der Werktätigen und 
ihrer Kollektive mit den gesellschaftlichen Erforder­
nissen der weiteren allseitigen Stärkung und Entwick­
lung unseres Staates.
Es ist Aufgabe der Gerichte, auf der Grundlage der 
gesetzlichen Bestimmungen und unter Beachtung der 
Grundsätze der Differenzierung die Mitwirkung der 
Bürger an der Rechtsprechung strikt zu gewährleisten 
und schöpferisch zu gestalten. Das erfordert Klarheit 
darüber, daß dip Mitwirkung der Werktätigen an 
der Rechtspflege Ausdruck der Machtausübung durch 
die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten, eine Form 
der Teilnahme der Werktätigen an der Leitung des 
sozialistischen Staates auf einem bestimmten Gebiet 
des gesellschaftlichen Lebens in der DDR ist. Die Ver­
wirklichung der sich daraus ergebenden Maßnahmen 
ist ein ständiger politisch-ideologischer Prozeß, der ein 
tiefes Eindringen in die Beschlüsse der Partei- qnd 
Staatsführung erfordert und vor aussetzt./2/
Der Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts ver­
mittelt Ergebnisse und Erfahrungen der Verwirk­
lichung der sozialistischen Demokratie durch die Mit­
wirkung der Bürger an der Strafrechtsprechung und 
enthält eine auf die wesentlichen Probleme konzen­
trierte Einschätzung des gegenwärtigen Standes der 
gerichtlichen Praxis. In ihm wird festgestellt, daß sich 
eine zielstrebige Leitung dieses Rechtsprechungsbe­
reichs durch die Präsidien und Plenen der Bezirks­
gerichte in der Leitungstätigkeit der Kreisgerichte und

/2/ Vgl. ToepUtz, „Grundfragen der Leitungstätigkeit der 
Kreisgerichte“, NJ 1971 S. 1 ff.


